
Hansestadt Lüneburg
Die Oberbürgermeisterin

22 Fachbereich Finanzen
Bereich Betriebswirtschaft & Beteiligungs-
verwaltung, Controlling
Reitende-Diener-Straße 17
Auskunft erteilt

Frau Junkereit, Zimmer 112
Telefon Telefax

309 – 3832 309 – 3524
Email

An die
Mitglieder
des Ausschusses für Wirtschaft, städti-
sche Beteiligungen und Digitalisierung

Isabell.junkereit@stadt.lueneburg.de
Mein Zeichen Datum

28.05.2025

PROTOKOLL

Anliegend erhalten Sie das Protokoll zur nachstehenden Sitzung:

 Gremium

Ausschuss für Mobilität
Ausschuss für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und 
Digitalisierung

 Sitzung vom:

24.03.2025

 Sitzungsort

Ritterakademie, Am Graalwall 12, 21335 Lüneburg

 Tatsächliche Sitzungsdauer

15:02 - 18:55 Uhr

Den Öffentlichkeitsstatus der Sitzung entnehmen Sie bitte der beigefügten Tagesordnung.

Vorsitzender Dezernent Protokollführer

Pols Rink/Moßmann (zu 
TOP 7)

Vogel



Niederschrift des Ausschusses für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und Digitalisierung, 24.03.2025 2

ANWESENHEITSLISTE

Anwesende Mitglieder

Vorsitz
Herr Eckhard Pols
Frau Pia Redenius
Frau Dr. Corinna Maria Dartenne

Mitglieder des Gremiums
Frau Carmen Maria Bendorf
Herr Ulrich Blanck
Herr Thomas Dißelmeyer
Herr Keno Freund Vertretung für: Frau Marianne Esders
Herr Christian-Tobias Gerlach Vertretung für: Herrn Alexander Schwake
Herr Wolfgang Goralczyk Vertretung für: Herrn Burghard Heerbeck
Frau Jule Grunau Bürgermeisterin
Frau Andrea Kabasci
Herr Jörg Kohlstedt
Herr Martin Lühmann
Frau Andrea Schröder-Ehlers
Herr Jens-Peter Schultz

Grundmandat
Herr Robin Gaberle
Herr Cornelius Grimm Vertretung für: Herrn Eike Freitag
Herr Dirk Neumann
Herr Frank Soldan

Beratende Mitglieder
Herr Jonas Korn , VCD
Herr Ulrich Mädge , Oberbürgermeister a.D.
Herr Cornelius Schnabel , LCM
Herr Uwe Wenk , ADFC

Gäste
Herr Hendrik Bechauf Lünecom
Herr Dirk Günther GF Kurmittel
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Herr Merlin Krabbe Greenfiber
Herr Jürgen Kraft Avacon
Herr Eric Lüer Lünecom
Herr Manzke GF LüneParken
Herr Ralf Ohlsehner Telekom
Herr Thomas Roth Avacon
Herr Andreas Steege Telekom
Herr Steffen Weißhuber Telekom

Verwaltung
Herr Matthias Rink Stadtkämmerer
Herr Markus Moßmann Erster Stadtrat
Herr Carl-Ernst Müller Stabsstelle 01
Herr Patrick Klose FBL 3a
Herr Sebastian Prigge FBL 2
Herr Marco Busch BL 21
Frau Annika Pupke BL 22
Frau Isabell Junkereit
Herr Tobias Neumann 01-7

Protokollführung
Herr Manuel Vogel B 22

Abwesende Mitglieder

Mitglieder des Gremiums
Frau Marianne Esders fehlt entschuldigt
Herr Burghard Heerbeck fehlt entschuldigt
Herr Alexander Schwake fehlt entschuldigt

Grundmandat
Herr Eike Freitag fehlt entschuldigt

Beratende Mitglieder
Herr Sören Köppen fehlt entschuldigt
Herr Achim Aschenbrenner Kreishandwerker-
schaft

fehlt entschuldigt

Herr Denis Bauer , KVG fehlt entschuldigt
Herr Johannes Dau fehlt entschuldigt
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Herr Andreas Fündling , Polizeiinspektion Lü-
neburg

fehlt entschuldigt

Herr Timo Kniestädt , ver.di fehlt entschuldigt
Herr Peter Pabst , Behindertenbeirat fehlt entschuldigt
Herr Tobias Siewert , IHK fehlt entschuldigt

Gleichstellungsbeauftragte
Frau Karin Fischer Gleichstellungsbeauftrag-
te

fehlt entschuldigt
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TAGESORDNUNG:

Öffentlicher Teil

1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2 Feststellung der Tagesordnung

3 Genehmigung des Protokolls vom 20.11.2024

4 Genehmigung des Protokolls vom 11.12.2024

5 Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil

6 Einwohnendenfragen

7 Gebührenparken - Umsetzung der Untersuchungen zum ruhenden Verkehr in der 
Hansestadt Lüneburg - Parkraumbewirtschaftungskonzept (4. Lesung)
Vorlage: VO/11281/24-4

8 Sachstand zum Glasfaserausbau in Lüneburg
Vorlage: VO/11799/25

9 SALVA Lüneburg GmbH - Sachstand Gradierwerk
Vorlage: VO/11786/25

10 Antrag "Umwelt und Haushalt entlasten - Einwegsteuer jetzt!" (Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vom 18.05.2023, eingegangen am 08.06.2023)
Vorlage: VO/10716/23

11 Anfragen im öffentlichen Teil
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PROTOKOLL:

Öffentlicher Teil

zu 1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

Beratungsinhalt:

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols begrüßt die anwesenden Ausschussmitglieder des Wirt-
schaftsausschusses, die Ausschussmitglieder des Mobilitätsausschusses, die Gäste, die Presse und 
die Mitglieder der Verwaltung zur heutigen Sitzung des Wirtschaftsausschusses unter Zuladung des 
Mobilitätsausschusses zum Tagesordnungspunkt 7 in der Ritterakademie. Anschließend stellt er bei 
Anwesenheit von acht Ausschussmitgliedern des Wirtschaftsausschusses und sieben Ausschussmit-
gliedern des Mobilitätsausschusses die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Beratungsinhalt:

Ratsherr Goralczyk beantragt die Vorziehung des TOP 10 hinter den TOP 7. Dem Antrag wird mehr-
heitlich zugestimmt. 

Die geänderte Tagesordnung wird sowohl vom Wirtschaftsausschuss als auch vom Mobilitätsaus-
schuss mehrheitlich beschlossen. 

Abstimmungsergebnis:

   Ja-Stimmen: 11
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 7

zu 3 Genehmigung des Protokolls vom 20.11.2024

Beratungsinhalt:

Das Protokoll vom 20.11.2024 wird zur Kenntnis genommen. 

Abstimmungsergebnis:

   Ja-Stimmen: 5
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Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 3

zu 4 Genehmigung des Protokolls vom 11.12.2024

Beratungsinhalt:

Das Protokoll vom 11.12.2024 wird zur Kenntnis genommen. 

Abstimmungsergebnis:

   Ja-Stimmen: 4
Nein-Stimmen: 0
  Enthaltungen: 4

zu 5 Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil

Beratungsinhalt:

Stadtrat Rink schlägt den Mitgliedern des Wirtschaftsausschusses mögliche externe Sitzungsorte für 
das Jahr 2025 vor, darunter den Konferenzraum der Lüneburger Wohnungsbau GmbH, das e.novum, 
die Psychiatrische Klinik Lüneburg gemeinnützige GmbH sowie das Museum Lüneburg, und bittet die 
Mitglieder um Rückmeldung per E-Mail. Zudem schlägt Stadtrat Rink als Impulsvorträge für die kom-
menden Sitzungen des Wirtschaftsausschusses Folgendes vor: eine Vorstellung der Lünepartner-
schaft durch die Lüneburg Marketing GmbH, einen Bericht über den aktuellen Sachstand des Wirt-
schaftsförderprogramms durch die Wirtschaftsförderungs-GmbH für Stadt und Landkreis Lüneburg 
und eine Vorstellung des Themas KRITIS von Herrn Dr. Moormann und Frau Wendland von der Städ-
tisches Klinikum Lüneburg gemeinnützige GmbH.

zu 6 Einwohnendenfragen

Beratungsinhalt:

- keine -

zu 7 Gebührenparken - Umsetzung der Untersuchungen zum ruhenden Verkehr 
in der Hansestadt Lüneburg - Parkraumbewirtschaftungskonzept (4. Le-
sung)
Vorlage: VO/11281/24-4

Beratungsinhalt:

Erster Stadtrat Moßmann führt zu den Themen ein, zu denen im Folgenden der Sachstand präsentiert 
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werden soll. Dies umfasst unter anderem das Thema des Bewohnerparkens, bei dem die neue Ge-
bührensatzung zum 01.01.2025 in Kraft trat. In dieser Sitzung wird nun über die operative Umsetzung 
des Bewohnerparkens berichtet. Weitere Themen sind die Gebühren für das Parken im öffentlichen 
Raum, neue Parkhaustarife sowie die mögliche Bewirtschaftung des Parkplatzes Sülzwiesen.

Herr Lauterschlag, Bereichsleiter des Bereichs Ordnung und Verkehr, stellt den Sachstand zum Be-
wohnerparken anhand einer Präsentation (siehe Anlage) vor. Aktuell wird das zweite Schreiben zum 
Bewohnerparken umgesetzt, in dem der Austausch des Bewohnerparkausweises erfolgt. Die Anpas-
sung der Beschilderung ist derzeit ebenfalls in Arbeit, jedoch wird dies aufgrund der Vielzahl an not-
wendigen Änderungen noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Herr Lauterschlag weist jedoch darauf 
hin, dass das Ordnungsamt angesichts der noch nicht abgeschlossenen Beschilderung kulant gegen-
über den Parkenden handeln wird.

Des Weiteren stellt Herr Lauterschlag anhand einer Präsentation (siehe Anlage) die Neuordnung der 
Parkgebührenzonen samt Parkgebühren für den öffentlichen Raum der Lüneburger Innenstadt vor. 
Die bisherigen vier Gebührenzonen werden auf drei reduziert. Die neue Zone 1 fasst die ehemaligen 
Zonen 1 und 2 unter der Erweiterung der Friedenstraße zusammen. Die ehemalige Zone 3 wird zur 
neuen Zone 2, in die auch die Parkplätze am Lambertiplatz, am Werder, vor dem Roten Tore und der 
St. Ursula-Parkplatz aufgenommen werden. Die neue Parkgebührenzone 3 entspricht der alten Zone 
4, wobei nun auch die Straße am Kreideberg und der Lange Jammer miteinbezogen werden. Die Neu-
ordnung der Parkgebührenzonen sowie die neuen Parkgebühren sollen zum 01.07.2025 umgesetzt 
werden. 

Ratsherr Schultz weist darauf hin, dass Anwohner, wie beispielsweise in der Schomakerstraße, Park-
raum auf dem eigenen Grundstück anlegen werden, um die Gebühren für das Bewohnerparken zu 
umgehen. Darüber hinaus spricht sich Ratsherr Schultz gegen die Parkraumbewirtschaftung auf den 
Sülzwiesen sowie gegen höhere Parkgebühren im öffentlichen Raum und in den Parkhäusern aus. Er 
plädiert dafür, das Parken in den Lüneburger Parkhäusern günstiger zu gestalten, um eine höhere 
Akzeptanz bei den Nutzern zu erreichen. 

Ratsherr Lühmann fügt hinzu, dass jedem Eigentümer freigestellt sein sollte, auf seinem eigenen 
Grundstück Parkplätze zu schaffen. Zudem hinterfragt Ratsherr Lühmann den Zuschnitt der neuen 
Gebührenzone 3. Erster Stadtrat Moßmann erklärt, dass im Bereich Kreideberg eine Lücke existierte, 
in der kostenloses Parken möglich war, was von vielen Pendlern genutzt wurde. Dadurch kam es in 
diesem Bereich zu einem erhöhten Aufkommen an Parksuchverkehren. Mit der neuen Gebührenzone 
3 soll diese Lücke zur benachbarten Gebührenzone geschlossen werden, um die Parksuchverkehre 
zu verringern und einen zusammenhängenden Parkbereich zu schaffen. Die bestehende Lücke sei 
insofern kontraproduktiv. 
 
Ratsherr Soldan fragt, ob nach dem Versand der Bescheide zum Bewohnerparken kritische Stimmen 
aus der Bevölkerung an die Stadtverwaltung herangetragen worden sind. Herr Lauterschlag antwortet, 
dass im Rahmen des Informationsschreibens, das im Dezember verschickt wurde, nur eine geringe 
Anzahl an Beschwerden aus der Bevölkerung eingegangen sind. Diese Beschwerden bezogen sich 
ausschließlich auf die Höhe der Erhöhungen, nicht jedoch auf die räumlichen Anpassungen. Zum 
zweiten Schreiben liegt bisher noch keine Resonanz vor. 

Ratsherr Grimm erkundigt sich, ob im Rahmen der Anpassung neue Bereiche in die Parkgebühren-
zonen aufgenommen werden. Erster Stadtrat Moßmann antwortet, dass der Bereich zwischen dem 
Parkplatz am Kreideberg und der Hindenburgstraße in die neue Gebührenzone 3 aufgenommen wird. 
Des Weiteren fragt Ratsherr Grimm zum einen nach dem Grund für den Lückenschluss und zum an-
deren nach den Kosten der Bewirtschaftung des neuen Bereichs sowie den potenziellen Einnahmen. 
Herr Lauterschlag erklärt, dass der Grund für den Lückenschluss in dem aus dem Gutachten des In-
genieurbüros Schubert abgeleiteten zentralen Ziel zur Reduzierung der Parksuchverkehre liegt. Der 
Kostenaufwand für die Bewirtschaftung der neuen Flächen fällt voraussichtlich gering aus, da der 
Zuschnitt des neuen Bereichs so gewählt wurde, dass wenige Parkscheinautomaten notwendig sind. 
Ratsherr Grimm möchte zudem wissen, ob die Stadtverwaltung zuvor mit den Anwohnern:innen und 
Gewerbetreibenden im neuen Bereich über die bevorstehende Einführung der Parkgebühren gespro-
chen hat. Herr Lauterschlag antwortet, verneint dies.

Ratsherr Blanck weist darauf hin, dass den Überlegungen zur Neuordnung der Parkgebührenzonen 
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die Ziele zugrunde liegen, die Parksuchverkehre zu reduzieren und das Parkgeschehen in die Park-
häuser zu verlagern. Daher schlägt er vor, Abonnements oder ein Jobticket für Berufstätige einzufüh-
ren, die von den Arbeitgebern:innen bezuschusst werden können. Weiterhin fordert Ratsherr Blanck, 
dass das Thema der Gebührenzeiten noch einmal diskutiert und gegebenenfalls angepasst wird. Auf-
grund des Wegfalls der Gebühren ab 18 Uhr im öffentlichen Raum würden die Parkhäuser an Attrakti-
vität verlieren, was zu einer Zunahme des Parkgeschehens außerhalb der Parkhäuser führt. In diesem 
Zusammenhang erkundigt sich Ratsherr Blanck nach den Einnahmen der Parkhäuser nach 18 Uhr. 
Herr Manzke, Geschäftsführer der Lüneburger Parkhaus und Parkraum Verwaltungs-GmbH (LünePar-
ken) kann dazu keine genauen Zahlen nennen. Zudem äußert Ratsherr Blanck den Wunsch, dass 
beispielsweise am Parkhaus am Bahnhof ein Kombiticket für sowohl das Autoparkhaus als auch das 
Fahrradparkhaus eingeführt wird, um eine höhere Flexibilität für Pendler zu schaffen.

Zur Bewirtschaftung der Sülzwiesen weist Ratsherr Goralczyk darauf hin, dass es sich für Arbeitneh-
mer:innen und Familien mit geringerem Einkommen nicht mehr lohnen würde, in die Hansestadt zu 
kommen. Daher fragt Ratsherr Goralczyk, welche Möglichkeiten, wie beispielsweise einige kostenlose 
Parkplätze, Jobtickets oder Abonnements, für Geringverdienende geschaffen werden können. Erster 
Stadtrat Moßmann sagt, dass die Ausschussmitglieder zunächst Herrn Manzke den Vorschlag der 
LüneParken zur Bewirtschaftung der Sülzwiesen präsentieren lassen sollen.

Ratsherr Grimm fragt nach den zu erwartenden Einnahmen durch die Anpassung der Parkgebühren 
und -zonen und ob dadurch im Vergleich zu den Kosten ein Mehrwert für die Stadt entsteht. Herr Lau-
terschlag antwortet, dass im ersten Jahr aufgrund der Einführung zur Mitte des Jahres Mehreinahmen 
von 100 T€ und in den folgenden Jahren von 200 T€ erwartet werden. Die genauen Mehreinnahmen 
durch den neuen Bereich zwischen Kreideberg und Hindenburgstraße kann Herr Lauterschlag jedoch 
nicht beziffern. In diesem Bereich wird dennoch ein Mehrwert für die Hansestadt durch die Reduzie-
rung der Parksuchverkehre geschaffen. Zudem erkundigt sich Ratsherr Grimm, ob eine Bezahlung per 
Paypal in der Parkster App eingeführt werden kann. Herr Lauterschlag informiert, dass sich die Stadt-
verwaltung aktuell in Gesprächen mit den Anbietern der Parkster App über die Einführung weiterer 
Zahlungsmöglichkeiten befindet.

Ratsfrau Schröder-Ehlers spricht sich gegen Parkgebühren nach 18 Uhr im öffentlichen Raum aus. 
Eine höhere Attraktivität der Parkhäuser soll ihrer Ansicht nach nicht durch Verteuerungen in anderen 
Bereichen erzielt werden, sondern durch eine Reduzierung der Parkgebühren in den Parkhäusern. 
Ferner kritisiert Ratsfrau Schröder-Ehlers die geplante Bewirtschaftung der Sülzwiesen, insbesondere 
im Hinblick auf die Menschen mit geringen Einkommen und die Arbeitnehmer:innen, die diese Park-
plätze nutzen. Die SPD-Fraktion befürwortet eine getrennte Abstimmung über die Bewirtschaftung der 
Sülzwiesen.

Die Ausschussvorsitzende des Mobilitätsausschusses Ratsfrau Redenius verweist auf das Integrierte 
Stadtentwicklungskonzept (ISEK), welches am 20.03.2025 im Rat beschlossen wurde. Die Anpassun-
gen der Parksituation in Lüneburg sind ein notwendiger Schritt hin zu einer sichereren und lebenswer-
teren Innenstadt. Zudem fragt die Ausschussvorsitzende Ratsfrau Redenius nach den Kosten der 
Parkräume in der Hansestadt, insbesondere im Hinblick auf Kosten, die in der Vorlage VO/11281/24-4 
nicht dargestellt werden, wie etwa die Personal- oder Klimakosten. Erster Stadtrat Moßmann verweist 
auf den Rechenweg, der zur Berechnung der Kosten eines Parkplatzes im Rahmen des Einstiegs in 
das Thema Parkraumbewirtschaftungskonzept bereitgestellt wurde. Für die Klimakosten wurde keine 
Berechnung angestellt.

Herr Mädge, beratendes Mitglied auf Vorschlag des Seniorenbeirats, leitet mit den Worten ein, dass 
der Ausschuss die Stellungnahmen des Seniorenbeirats nicht hören wolle und verweist auf eine vor-
angegangene Sitzung. Er kritisiert, dass die geplante Anpassung der Parkgebühren sowie die Bewirt-
schaftung der Sülzwiesen die Lüneburger Senioren, Geringverdienenden und Arbeitnehmer:innen 
zusätzlich belastet. Diese Gruppen müssen im Sinne der Teilhabe an Mobilität jedoch weiterhin die 
Möglichkeit haben die Lüneburger Innenstadt zu erreichen, vorzugsweise mit dem ÖPNV. Der Regel-
satz der Grundsicherung enthalte aber nur 29 € für Mobilität und die politischen Gremien hätten im 
vergangenen Jahr die Einführung eines Sozialtickets abgelehnt. Daher sind kostenlose oder kosten-
günstige Parkplätze in Innenstadtnähe im Sinne der Teilhabe an Mobilität unabdingbar. Ebenso sowie 
eine gute Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr unerlässlich ist. Andernfalls drohe ein Rückgang 
der Kundenfrequenz im Einzelhandel und in der Gastronomie der Innenstadt. In diesem Zusammen-
hang unterstreicht Herr Mädge die Bitte des Seniorenbeirats, dass zunächst der ÖPNV gestärkt und 
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anschließend eine Entscheidung über die Einführung oder Erhöhung von Parkgebühren getroffen wer-
den soll.

Mit Bezug auf den Einleitungssatz von Herrn Mädge bittet der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols 
darum, in Zukunft Äußerungen zu unterlassen, die suggerieren, der Seniorenbeirat werde nicht ange-
hört. Die Meinung des Seniorenbeirats werde in den Ausschüssen sehr wohl geschätzt. Daraufhin 
möchte Herr Mädge noch etwas äußern, wird jedoch vom Ausschussvorsitzenden Ratsherr Pols inso-
weit zurückgewiesen, als dass er sich gegen die genannten Äußerungen verwahre. 

Die Ausschussvorsitzende Ratsfrau Redenius weist den Vorwurf von Herrn Mädge bezüglich der Stel-
lungnahmen des Seniorenbeirats entschieden zurück und betont, dass der Seniorenbeirat im Aus-
schuss gerne angehört werde. Weiterhin geht Sie auf den Wortbeitrag von Herrn Mädge ein und wi-
derspricht diesem, soweit die Ausführungen nahelegen, dass sich die Ausschussvorsitzende nicht für 
alle Bevölkerungsgruppen und Teilhabe für alle einsetze. Zudem führt die Ausschussvorsitzende 
Ratsfrau Redenius aus, dass die aktuelle Studienlage zeigt, dass Erhöhungen der Parkgebühren kei-
ne negativen Auswirkungen auf die Innenstädte haben. In Bezug auf die Situation der Arbeitneh-
mer:innen wird bereits an Lösungen gearbeitet, wie etwa an einem Abokonzept. 

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols weist eine weitere Wortmeldung von Herrn Mädge zurück, 
da er mit den restlichen Themen des Tagesordnungspunkts fortfahren möchte. Ratsherr Dißelmeyer 
merkt an, dass der Ausschussvorsitzende keine Wortmeldungen unterbinden kann und beantragt 
daher als Geschäftsordnungsantrag, dass die Rednerliste nicht geschlossen wird. Herr Mädge ver-
weist auf die Geschäftsordnung des Rates der Hansestadt Lüneburg, laut der Wortbeiträge in den 
städtischen Ausschüssen nicht unterbunden werden dürfen. Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols 
erwidert, dass er den Wortbeitrag von Herrn Mädge nicht eingeschränkt hat, sondern lediglich darum 
gebeten hat, die vorwurfsvollen Äußerungen zu unterlassen. 

Erster Stadtrat Moßmann kritisiert, dass die Diskussion zur Bewirtschaftung der Sülzwiesen stattfindet, 
ohne dass Herr Manzke den Vorschlag der LüneParken zur Bewirtschaftung präsentieren konnte. In 
Bezug auf den Einwand von Herrn Mädge in Bezug auf die Geschäftsordnung bestätigt er, dass die 
allgemeinen Regelungen zur Redeordnung auf die Fachausschüsse nicht anzuwenden seien. Gleich-
wohl habe auch der Ausschussvorsitzende insofern recht, als dass er sitzungsleitend eine geordnete 
Diskussion sicherzustellen habe.

Ratsherr Soldan erinnert daran, dass der Landkreis als Aufgabeträger für den ÖPNV nur ein bedarfs-
gerechtes Angebot zu finanzieren habe. Etwaige zusätzliche Leistungen habe die Stadt zu finanzieren 
wie z.B. den vom Seniorenbeirat geforderten 10-Minuten-Takt.  

Herr Manzke stellt daraufhin zunächst den Vorschlag zu den Tarifen in den städtischen Parkhäusern 
anhand einer Präsentation vor (siehe Anlage). Die Parkgebühren werden im Durchschnitt 0,20 € nied-
riger sein als die Gebühren im öffentlichen Parkraum. 

Ratsfrau Schröder-Ehlers hinterfragt die Erhöhung des Tagestarifs auf 11 € im Parkhaus am Bahnhof, 
insbesondere im Hinblick auf den Zweck als Pendlerparkhaus. Die SPD-Fraktion kann den Vorschlag 
zur Erhöhung der Tarife in den Parkhäusern in der Form, wie er in der Sitzung vorgestellt wurde, nicht 
unterstützen und möchte diesen zunächst innerhalb der Fraktion diskutieren. Herr Manzke entgegnet, 
dass die Widmung des Parkhauses als P+R-Parkhaus aufgehoben wurde, wordurch eine Änderung 
der Tarife nun möglich ist. Das Parkhaus wird jedoch weiterhin seiner hauptsächlichen Funktion als 
Pendlerparkhaus gerecht, da Pendler Monatskarten nutzen können, um Kosten einzusparen.

Ratsherr Grimm hält eine weitere Erhöhung der Gebühren im öffentlichen Parkraum in der Nähe des 
Bahnhofs für sinvoll, um Pendler in das Parkhaus zu lenken. Zudem hinterfragt Ratsherr Grimm die 
Dauer der Tagesparktickets, da Pendler, die mit der Bahn bis nach Hamburg fahren müssen, bei Ver-
spätungen zusätzliche Stunden gesondert bezahlen müssten. Des Weiteren fragt Ratsherr Grimm, ob 
die Erhöhungen der Tarife dazu dienen, einen möglichen Investitionsstau in den Parkhäusern zu de-
cken. Herr Manzke antwortet, dass der Vorschlag zu den Tarifen und Dauer der Tickets wirtschaftlich 
sinnvoll ist, aber die Annahme des Vorschlags bei der Politik liege. Herr Manzke erklärt weiter, dass 
kein Investitionsstau bei den Parkhäusern vorliegt und der Tarifvorschlag weitestgehend kostende-
ckend ist. Durch die höheren Tarife würden der Hansestadt Lüneburg jährlich 270-300 T€ an Mehrein-
nahmen zufließen. Ratsherr Grimm verweist darauf, dass die Tarife für die privaten Parkhäuser, wie 
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zum Beispiel das „Q-Parken“, hinsichtlich der Dauerkarten nach der Anpassung geringer ausfallen 
wird als in den städtischen Parkhäusern. Herr Manzke erwidert, dass die privaten Parkhäuser in Lüne-
burg überwiegend von Stundenparkern und nicht von Dauerparkern genutzt werden. Daher haben die-
se höhere Stundentarife, aber geringere Dauertarife. 

Ratsherr Soldan erkundigt sich nach möglichen Rabatten für Pendler:innen und Arbeitnehmer:innen 
sowie danach, ob mehrere Rabatte miteinander kombinierbar sind. Herr Manzke antwortet, dass es 
einen Rabatt für ein 12-Monats-Ticket geben wird, sodass nur 10 Monate bezahlt werden müssen. 
Zusätzlich wird es Job-Pendler-Tarife geben. Ob eine Kombination verschiedener Rabatte möglich ist, 
kann bei Bedarf geprüft werden

Die Ausschussvorsitzende Ratsfrau Redenius möchte wissen, für welche Zielgruppe der Bewohner-
nachttarif vorgesehen ist. Herr Manzke erläutert, dass dieser Tarif für Bewohner konzipiert wurde, die 
tagsüber aus der Stadt pendeln und daher nur am Abend einen Parkplatz in der Stadt benötigen. Die 
Ausschussvorsitzende Ratsfrau Redenius fragt nach, ob es eine im Tarif integrierte Lösung gibt, falls 
der Parkplatz aufgrund von Krankheit oder Urlaub auch zeitweise tagsüber benötigt wird. Herr Manzke 
gibt an, dass dieser Fall bei der Konzeption des Tarifs nicht bedacht wurde, man sich jedoch über eine 
mögliche Lösung Gedanken machen wird. 

Herr Schnabel, beratendes Mitglied auf Vorschlag des Lüneburg City Management (LCM), äußert die 
Befürchtung, dass eine Erhöhung der Parkgebühren potenzielle Kunden:innen abschrecken wird. 
Zudem fragt Herr Schnabel, welche Gebühren die Arbeitgeber:innen für ihre Mitarbeiter:innen zu er-
warten haben. Herr Manzke nennt den Job-Gold-Plus Tarif, der 80 € im Monat betragen wird. Herr 
Schnabel führt aus, dass dies eine Verdopplung der aktuellen Gebühren von 42 € entspricht und er 
diese Erhöhung als Arbeitgeber nicht gutheißen kann. Herr Manzke verweist auf andere Städte, wie 
zum Beispiel die Städte Oldenburg oder Osnabrück, die trotz der Anpassung noch höhere Parkge-
bühren als die Hansestadt aufrufen. 

Ratsherr Grimm fragt nach, ob die von Herrn Manzke genannten Mehreinnahmen für die Hansestadt 
auf der Grundlage des Gutachtens geschätzt wurden, das während der Coronazeit und somit zu einer 
Zeit niedrigerer Auslastungen in den Parkhäusern erstellt wurde. Herr Manzke antwortet, dass die 
Schätzung der Mehreinnahmen auf den Ist-Zahlen aus 2024 beruht. 

Herr Korn, beratendes Mitglied auf Vorschlag des Verkehrsclub Deutschland e.V. (VCD), erklärt, dass 
ihm ebenfalls keine Studien bekannt sind, die einen negativen Einfluss höherer Parkgebühren auf den 
Einzelhandel nachweisen. Laut Herrn Korn kann die Erhöhung der Parkgebühren gerne sogar noch 
höher ausfallen, während der ÖPNV in Lüneburg günstiger gestaltet werden soll. Herr Manzke erwi-
dert, dass gemeinsam mit dem Ingenieurbüro Schubert ein Konzept entwickelt wurde, um das Parken 
in den Lüneburger Parkhäusern attraktiver zu gestalten. Höhere Tarife sind grundsätzlich möglich, 
jedoch sind die vorgeschlagenen Tarife aus Herrn Manzkes Sicht angemessen.  

Ratsfrau Schröder-Ehlers führt aus, dass eine Erhöhung der Parkgebühren dazu führen wird, dass die 
Kaufleute in der Innenstadt Kunden an den Onlinehandel verlieren. Daher muss sichergestellt werden, 
dass die Parkplätze in der Innenstadt bezahlbar bleiben. Zudem bemängelt Ratsfrau Schröder-Ehlers, 
dass ein 24-Stunden- oder ein Wochen-Tarif für Leute, die mit dem Zug in den Urlaub fahren, fehlt. 
Herr Manzke entgegnet, dass in den aktuellen Tarifen keine speziellen „Urlaubstickets“ vorgesehen 
sind, aber es durchaus möglich ist, solche Tarife zu schaffen.

Ratsherr Lühmann spricht sich ebenfalls für Sondertarife für Urlauber aus. Zudem fragt Ratsherr Lüh-
mann, ob es die Möglichkeit gibt, die dritte Etage des Parkhauses am Rathaus für das Bewohnerpar-
ken günstiger zu gestalten, ob das Abstellen von Fahrrädern in den Parkhäusern sowie das Aufstellen 
von Ladesäulen für E-Bikes geplant ist und schließlich, ob es Optionen gibt, dass der Einzelhandel 
das Parken für seine Kunden:innen günstiger gestalten kann. Her Manzke erklärt, dass es in der Ver-
gangenheit einen Rabatt für das Parken gegeben hat, den sogenannten „Lünebon“, den Einzelhänd-
ler:innen ihren Kunden:innen als Bonus geben konnten, dieser rabattierte dann das Parkticket um den 
gewünschten Betrag. Der Einzelhandel wollte dieses Angebot jedoch nicht weiterführen. Parkplätze 
für das Bewohnerparken sind im Parkhaus am Rathaus eingeplant, jedoch ist der genaue Bedarf noch 
nicht absehbar. Sollte der Bedarf jedoch höher ausfallen, kann nachjustiert werden. Das Abstellen von 
Fahrrädern in den Parkhäusern ist derzeit nicht geplant und würde zu höheren Kosten aufgrund von 
notwendigen Umbaumaßnahmen führen. Herr Schnabel erwidert, dass sich in Bezug auf den „Lüne-
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bon“ Radfahrer:innen und Fußgänger:innen gegenüber Autofahrern:innen benachteiligt gefühlt haben. 
Diese Wahrnehmung sowie die hohen Kosten für den Einzelhandel haben dazu geführt, dass der „Lü-
nebon“ nicht weitergeführt wurde.

Erster Stadtrat Moßmann führt aus, dass sich die Stadtverwaltung und Herr Manzke wegen der Be-
wohnertarife im Fall von freien Tagen und der Mitarbeitertarife nochmal zusammensetzen werden, um 
eine zufriedenstellende Lösung zu finden. Zudem verweist Erster Stadrat Moßmann darauf, dass das 
Parkhaus am Rathaus trotz der Erhöhungen konkurrenzfähig gegenüber den nicht städtischen Park-
häusern bleibt. Weiterhin erklärt Erster Stadtrat Moßmann, dass bei der Festlegung der Gebühren die 
Interdependenzen zwischen Pendlern:innen und den Bewohnern:innen berücksichtigt werden müs-
sen. Die Dauer der Pendlertickets, von 12 Stunden, wird für die meisten Pendler ausreichen und es 
muss irgendwo eine zeitliche Grenze zu den anderen Monatskarten gezogen werden. Außerdem sind 
die Pendlertickets günstiger als die alten 24-Stunden-Tarife, sodass ein Großteil der Pendler im Ver-
gleich zu früher Geld spart. 

Ratsherr Soldan erklärt, dass die Situation in der Hansestadt Lüneburg mit den Städten Oldenburg 
und Osnabrück, wie von Herr Manzke aufgeführt, nicht vergleichbar ist, da der ÖPNV in diesen Städ-
ten besser ausgebaut ist. Zudem hält Ratsherr Soldan längerfristige Tarife, wie Jahresabos, für sinn-
voller als Monatstarife. Ratsherr Soldan fragt weiter, ob eine saisonale Einführung des „Lünebons“ 
möglich ist. Laut Herrn Manzke stelle dies kein Problem dar. 

Ratsherr Blanck weist darauf hin, dass eine Diskussion über den negativen Einfluss von höheren 
Parkgebühren auf den Einzelhandel in den Innenstädten unnötig ist, da 80 % der Kunden:innen zu 
Fuß, mit dem Fahrrad oder mit dem ÖPNV in die Innenstadt gelangen. Höhere Parkgebühren würden 
den Einzelhandel und die Gastronomie in der Innenstadt sogar fördern, da weniger Autos in der In-
nenstadt die Aufenthaltsqualität erhöhen würden.

Ratsherr Grimm regt an, dass die Gebührenordnung für die Parkhäuser in der nächsten Sitzung er-
neut diskutiert wird, damit die Ausschussmitglieder die einzelnen Tarife noch einmal überdenken kön-
nen. Zudem wünscht sich Ratsherr Grimm, dass in einer zukünftigen Sitzung die Auslastungsentwick-
lung der Parkhäuser für den Zeitraum 2019-2024 vorgestellt wird. Erster Stadtrat Moßmann schlägt 
vor, dass der Vorschlag zur Gebührenordnung in Zusammenarbeit mit Herrn Manzke im Hinblick auf 
das Bewohnerparken an freien Tagen und dem Mitarbeiterparken überarbeitet wird und in der nächs-
ten Sitzung zum Beschluss vorgelegt wird. Ratsherr Dißelmeyer bittet darum, den Punkt 3 zum Thema 
Parkhausgebühren in die nächste Sitzung zu verschieben. Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols 
stimmt der Verschiebung des Punkts 3 in die nächste Sitzung zu. 

Herr Manzke stellt anhand einer Präsentation (siehe Anlage) den Vorschlag zur Bewirtschaftung der 
Sülzwiesen vor. Im Rahmen der Bewirtschaftung der Sülzwiesen wird ein Umbau erfolgen, bei dem 
unter anderem eine Parkschranke installiert wird.

Ratsherr Dißelmeyer erkundigt sich nach den Gründen für die Festlegung der Parkzeiten der verschie-
denen möglichen Tarife und nach dem Nachweis des Jobstatus für den Teilzeitkräfte-Tarif. Herr Manz-
ke erklärt, dass der Tagestarif an den öffentlichen Parkraum angelehnt ist und daher von 8-18 Uhr gilt. 
Eine einfache Bestätigung vom Arbeitgeber wird voraussichtlich als Jobnachweis ausreichen, aber wie 
genau dieser geprüft wird, ist zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht geklärt. Erster Stadtrat Moßmann 
fügt hinzu, dass durch die Begrenzung des Teilzeittarifs auf 7 Stunden ein erhöhter Zugang zu den 
Parkplätzen gewährleistet werden soll. Ferner fragt Ratsherr Dißelmeyer, auf welche Definition von 
Teilzeit sich die Regelung bezieht. Herr Manzke antwortet, dass sich die Aufteilung in Tarife für Teil-
zeitkräfte und Vollzeitkräfte nach der benötigten Parkzeit richtet. Ziel ist es, gute Angebote für Arbeit-
nehmer:innen zu schaffen. 

Ratsherr Grimm hinterfragt ebenfalls die Aufteilung der Tarife für Teilzeit- und Vollzeitkräfte, da der 
Begriff „Teilzeit“ in verschiedenen Branchen unterschiedlich definiert ist, sodass in manchen Fällen die 
7 Stunden Parkzeit nicht ausreichen werde. Herr Manzke entgegnet, dass ein Zeitrahmen festgelegt 
werden muss, jedoch wird man die Bedenken von Ratsherrn Grimm berücksichtigen.

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols schlägt vor, dass in der heutigen Sitzung keine Abstimmung 
zum Tagesordnungspunkt 7 erfolgen soll und dieser in die nächste Sitzung verschoben wird. Die 
Stadtverwaltung und Herr Manzke sollen bis dahin versuchen, die Bedenken der Ausschussmitglieder 
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in die Vorschläge, soweit möglich, aufzunehmen und die überarbeiteten Vorschläge an die Fraktionen 
weiterzuleiten, damit in der nächsten Sitzung eine weitere Diskussion stattfinden und ein Beschluss 
gefasst werden kann. Erster Stadtrat Moßmann bittet darum, dass heute zu den Punkten „Bewohner-
parken“ und „Parken im öffentlichen Raum“ eine Abstimmung erfolgt. Ratsherr Blanck und Ratsherr 
Dißelmeyer sprechen sich dafür aus, dass die beiden Punkte in der heutigen Sitzung abgestimmt wer-
den. Ratsherr Dißelmeyer betont jedoch, dass über die Punkte 3 und 4 in der heutigen Sitzung auf-
grund der fehlenden Transparenz nicht entschieden werden kann und diese noch einmal in den Frakti-
onen diskutiert werden müssen.

Ratsherr Soldan fragt, wie sichergestellt wird, dass Parkende mit Monatsticket auch am Nachmittag 
einen Parkplatz finden, für den sie bereits bezahlt haben. Herr Manzke antwortet, dass die Anzahl der 
Parkenden gesteuert werden kann, um diesen Fall zu vermeiden. Zudem wird auf den Tickets ver-
merkt, dass dieser Fall eintreten kann, damit die LüneParken rechtlich abgesichert ist. 

Ratsfrau Dr. Dartenne fragt, wann die Stadtverwaltung die Präsentation hochgeladen hat. Erster 
Stadtrat Moßmann antwortet, dass die Präsentation erst kurz vor oder während der laufenden Sitzung 
hochgeladen wurde und erinnert daran, dass der Tarifvorschlag bereits im Mobilitätsausschuss am 
12.09.2024 mit etwas höheren Tarifen vorgestellt wurde. Seitdem wurden einige Tarife reduziert und 
der Pendlertarif für das Parkhaus am Bahnhof wurde von den anderen Parkhäusern entkoppelt. Des 
Weiteren kritisiert Ratsfrau Dr. Dartenne ebenfalls die Aufteilung der Tarife in Voll- und Teilzeitkräfte 
und befürwortet eine Aufteilung nach zeitlichen Aspekten, wie sie auch in den Parkhäusern praktiziert 
wird.

Ratsherr Grimm beantragt, dass der Pulverweg der neuen Gebührenzone 1 zugeordnet wird. Erster 
Stadtrat Moßmann bittet darum, die Gebührenzonen für den öffentlichen Raum zunächst gemäß dem 
Vorschlag zu beschließen, damit die Stadtverwaltung weiter verfahren kann. Die Stadtverwaltung wird 
den Antrag von Ratsherrn Grimm überdenken und den Vorschlag gegebenenfalls vor den weiteren 
Gremiensitzungen anpassen. Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols stimmt dem zu. 

Herr Mädge behauptet, dass seine Redebeiträge vom Ausschussvorsitzenden Ratsherr Pols einge-
schränkt wurden und verweist auf § 24 i.V.m. § 10 der Geschäftsordnung des Rates der Hansestadt 
Lüneburg, der besagt, dass keine Einschränkungen von Redeanteilen möglich sind. Daher bittet Herr 
Mädge, dass Erster Stadrat Moßmann dies klärt und ihm ein Auszug des Protokolls zur Verfügung 
gestellt wird, um die Angelegenheit an anderer Stelle klären zu können. Zudem spricht Herr Mädge 
zwei Anträge des Seniorenbeirats an: Zum einen ein „Sozialticket“ für Menschen über 60 für den ÖP-
NV, das im Sozialausschuss abgelehnt wurde, und zum anderen die Einführung eines Bus-Shuttles im 
10-Minuten-Turnus von den Sülzwiesen in die Innenstadt vor der Erhöhung der Parkgebühren in der 
Innenstadt, der im Mobilitätsausschuss abgelehnt wurde. Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols 
verweist darauf, dass im Rahmen einer Demokratie Anträge hin und wieder abgelehnt werden. 

Beschluss:

1.  Der aktuelle Umsetzungsstand zum Bewohnerparken wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Ausschuss für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und Digitalisierung sowie der Ausschuss für 
Mobilität empfehlen dem Rat der Hansestadt Lüneburg mehrheitlich, folgenden Beschluss zu fas-
sen:

Die als Anlage beigefügte Gebührenordnung der Hansestadt Lüneburg für das Parken an Park-
scheinautomaten (ParkGO), inkl. der Neuordnung der Parkgebührenzonen wird mit dem Ziel des 
Inkrafttretens zum 01.07.2025 beschlossen.
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Der Ausschuss für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und Digitalisierung sowie der Ausschuss 
für Mobilität stellen die folgenden Beschlüsse in die nächste Sitzung zurück:

3. Der in der Sitzung vorgestellte Tarifvorschlag der Lüneparken Parkhaus und Parkraumverwaltungs- 
GmbH wird zur Kenntnis genommen und die Verwaltung beauftragt, eine entsprechende Entgelt-
satzung für alle drei Parkhäuser (Am Rathaus, Im Lünepark, Am Bahnhof), mit dem Ziel des ein-
heitlichen Inkrafttretens zum 01.07.2025, vorzubereiten. 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Auswirkungen einer Bewirtschaftung der Sülzwiesen zu unter-
suchen und zeitnah einen Vorschlag zu unterbreiten. 

Abstimmungsergebnis:

1.         Wirtschaftsausschuss               Mobilitätsausschuss
   Ja-Stimmen: 7                                      10
Nein-Stimmen: 0                                       0
  Enthaltungen: 0                                       0

2.
   Ja-Stimmen: 5                                       7
Nein-Stimmen: 0                                       0
  Enthaltungen: 2                                       3   

zu 8 Sachstand zum Glasfaserausbau in Lüneburg
Vorlage: VO/11799/25

Beratungsinhalt:

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols fragt die Gäste von der Lünecom, der Telekom, der Avacon 
Connect sowie von der Greenfiber zum aktuellen Stand des Glasfaserausbaus in Lüneburg. Zudem 
erkundigt sich der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols, ob das Ausbauziel 2030 eingehalten werden 
kann und wann mit einem Abschluss des Ausbaus zu rechnen ist. 

Laut Herrn Lüer von der Lünecom verläuft der Glasfaserausbau im westlichen Teil der Stadt gut und 
es erfolgen derzeit die letzten Inbetriebnahmen. Der Glasfaserausbau in anderen Stadtteilen befindet 
sich aktuell in Planung und teilweise auch bereits im Bau. Weitere Details möchte Herr Lüer jedoch 
nicht preisgeben. Zudem führt Herr Lüer aus, dass ein Glasfaserausbau ohne Fördermittel in der In-
nenstadt nicht wirtschaftlich umsetzbar ist. Um die Qualität zu verbessern und den Ausbau zu be-
schleunigen arbeitet man mit einem neuen Tiefbauunternehmen zusammen.

Die Avacon Connect plant in den Glasfaserausbau für die bisher noch nicht ausgebauten Gebiete zu 
gehen. 

Herr Weißhuber von der Telekom erklärt, dass die Telekom bereits den Glasfaserausbau für 2,5 Millio-
nen Haushalte in ganz Deutschland durchgeführt hat. Die geplanten Investitionen in Höhe von 30 
Milliarden € sollen weiterhin für den Ausbau in ganz Deutschland genutzt werden. Einige Projekte 
verlaufen langsamer als ursprünglich geplant, jedoch wird der Glasfaserausbau in der Hansestadt 
Lüneburg weiterhin vorangetrieben. Zudem lobt Herr Weißhuber die gute Zusammenarbeit mit der 
Lüneburger Stadtverwaltung.

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols fragt nach den Gründen, warum der Glasfaserausbau nicht 
voranschreitet und ob ein flächendeckendes Glasfasernetz bis 2030 realistisch erreicht werden kann. 



Niederschrift des Ausschusses für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und Digitalisierung, 24.03.2025 15

Herr Weißhuber erklärt, dass die Telekom weiterhin bestrebt ist, das Ziel eines flächendeckenden 
Glasfasernetzes bis 2030 zu erreichen. Aufgrund der rollierenden Planungen ist jedoch eine genaue 
Prognose zum Abschluss des Ausbaus nicht möglich. 

Ratsherr Grimm kritisiert die Qualität der Tiefbauarbeiten an einigen Stellen in Lüneburg und erkundigt 
sich, wann eine Korrektur dieser Arbeiten erfolgen wird. Zudem fragt Ratsherr Grimm, ob es eine 
Wahlmöglichkeit zwischen den verschiedenen Anbietern gibt. Herr Lühr antwortet, dass es Bestrebun-
gen zu einem „Open Access“-Modell gibt, bei dem mehrere Anbieter auf dasselbe Netz zugreifen kön-
nen. Korrekturen der Tiefbauarbeiten können erst erfolgen, wenn die betroffenen Bereiche technisch 
abgenommen wurden. Falls bei der technischen Abnahme Mängel festgestellt werden, sollen diese 
zeitnah behoben werden. Wann genau die Korrektur der von Ratsherr Grimm angesprochenen Tief-
bauarbeiten stattfindet, kann Herr Lüer nicht sagen. 

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols, weist darauf hin, dass der Konzern Avacon AG im Ausbau 
des Netzes für die Grundversorgung tätig ist und fragt, ob das Einlegen der Infrastruktur gleichzeitig 
erfolgt oder ob die jeweiligen Unternehmen, die für Gasleitungen, Glasfaser etc. verantwortlich sind, 
dies nacheinander tun, was dazu führen würde, dass der Boden mehrmals aufgerissen werden muss. 
Ein Mitarbeiter der Avacon Connect antwortet, dass bei einer Neuerschließung alle notwendige Infra-
struktur direkt miteingelegt wird, sodass keine mehrmaligen Öffnungen der Gehwege oder Straßen 
erforderlich sind.

Herr Weißhuber ergänzt, dass eine Mehrauswahl an Betreibern möglich ist und verweist auf seine 
Präsentation (siehe Anlage).

Ratsherr Grimm verweist auf die Artikel in der Landeszeitung zum Stopp des Glasfaserausbaus durch 
die Lünecom. Herr Lüer erklärt, dass der aktuelle Fokus auf der Kommunikation mit den betroffenen 
Kunden liegt und anschließend der weitere Ausbau vorangetrieben wird.

Beschluss:

Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen.

zu 9 SALVA Lüneburg GmbH - Sachstand Gradierwerk
Vorlage: VO/11786/25

Beratungsinhalt:

Ratsfrau Schröder-Ehlers verlässt die Sitzung um 18:43 Uhr. 

Herr Günther, Geschäftsführer der SALVA Lüneburg GmbH, stellt anhand einer Präsentation (siehe 
Anlage) das Energieprojekt sowie den aktuellen Sachstand des Gradierwerks vor. Die Verzögerung 
bei der Fertigstellung des Gradierwerks ist auf die Verbesserung der Statik des Bauwerks zurückzu-
führen, was etwa ein halbes Jahr in Anspruch nahm. In den letzten zwei Wochen war der Bedornder 
vor Ort, um das Gradierwerk mit Schwarzdornreisig zu befüllen. Diese Arbeiten sind nun abgeschlos-
sen, sodass im nächsten Schritt der Zimmerer  das Treppenturm- und das Dachbauwerk fertigstellen 
kann. Eine Inbetriebnahme findet voraussichtlich Mitte bis Ende Juni statt. 

Ratsfrau Dr. Dartenne lobt die Verwendung von Schindel-Solarmodulen sowie die hervorragende Zu-
sammenarbeit mit dem Denkmalschutz. Zudem weist Ratsfrau Dr. Dartenne darauf hin, dass Schin-
del-Solarmodule eine vielversprechende Alternative für den klimafreundlichen Ausbau weiterer denk-
malgeschützter Gebäude in Lüneburg darstellen, sofern die Kosten für diese nicht zu hoch sind. Herr 
Günther fügt an, dass derzeit nur ein Schweizer Unternehmen die Schindel-Solarmodule herstellt, 
weshalb sie zwar teuer, aber nicht exorbitant teuer sind.

Ratsfrau Grunau verlässt die Sitzung um 18:49 Uhr.
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Ratsherr Grimm fragt, ob der Bau einer Geothermie-Anlage im Kurpark nicht mehr vorgesehen ist. 
Herr Günther antwortet, dass der Bau weiterhin geplant ist, die Planungen nach hinten verschoben 
wurden.

Herr Dißelmeyer stellt den Antrag, die Sitzung zu beenden, da bereits die meisten Ausschussmit-
glieder die Sitzung verlassen haben. Herr Prigge, Fachbereichsleiter Finanzen, bittet, dass die Stadt-
verwaltung noch kurz zu den Tagesordnungspunkten 12 und 13 berichten kann. Der Ausschussvorsit-
zende Ratsherr Pols stimmt der Bitte zu, nachdem ein Ausschussmitglied für und vier Ausschussmit-
glieder gegen eine frühzeitige Beendigung der Sitzung gestimmt haben. 

Beschluss:

Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen.

zu 10 Antrag "Umwelt und Haushalt entlasten - Einwegsteuer jetzt!" (Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.05.2023, eingegangen am 
08.06.2023)
Vorlage: VO/10716/23

Beratungsinhalt:

Ratsfrau Grunau erscheint um 17:48 Uhr wieder zur Sitzung.

Der Ausschussvorsitzende Ratsherr Pols weist darauf hin, dass zum Tagesordnungspunkt keine Ab-
stimmung stattfinden soll, da noch kein Urteil vom Bundesverfassungsgericht zur Verpackungssteuer-
satzung der Universitätsstadt Tübingen vorliegt. Stadtrat Rink erwidert, dass der erste Senat des Bun-
desverfassungsgerichts eine Verfassungsbeschwerde gegen die Verpackungssteuersatzung der Uni-
versitätsstadt Tübingen bereits am 30.01.2025 zurückgewiesen hat. Somit sind Verpackungssteuern 
auf kommunaler Ebene zulässig.

Anschließend präsentiert Stadtrat Rink anhand einer Präsentation (siehe Anlage) das Thema Verpa-
ckungssteuer am Beispiel der Universitätsstadt Tübingen. Stadtrat Rink schlägt für eine mögliche Ein-
führung einer Verpackungssteuer in der Hansestadt Lüneburg ein zweistufiges Verfahren vor: Zu-
nächst soll ein Satzungsentwurf erstellt werden, der ausreichend diskutiert werden kann, um im zwei-
ten Schritt eine abschließende Satzung zu beschließen. Eine Mustersatzung des Niedersächsischen 
Städtetages (NST) existiert nicht, weshalb die Satzung frei erstellt werden muss.

Ratsfrau Dr. Dartenne fragt, ob es die Möglichkeit gibt, die von einer möglichen Verpackungssteuer 
betroffenen Betriebe nach Absatzmengen zu differenzieren, um Kleinstbetriebe nicht zusätzlich büro-
kratisch zu belasten. Stadtrat Rink antwortet, dass er auf Grundlage des Gleichheitsprinzips empfiehlt, 
entweder alle betroffenen Betriebe oder keine zu besteuern. 

Ratsherr Grimm kritisiert, dass die Stadtverwaltung eine Verpackungssteuer möchte, die die Preise in 
der Außer-Haus-Gastronomie weiter in die Höhe treiben wird. Stadtrat Rink stellt klar, dass die Stadt-
verwaltung auf Antrag der Grünen-Fraktion bloß die Verpackungssteuer vorstellt, damit im Ausschuss 
darüber beraten werden kann. Zudem erkundigt sich Ratsherr Grimm nach den möglichen Einnahmen 
durch die zusätzliche Steuer und ob Stellungnahmen von den betroffenen Interessengruppen existie-
ren. Stadtrat Rink erklärt, dass die Hansestadt Lüneburg die potenziellen Mehreinnahmen auf rd. 750-
800 T€ jährlich schätzt, abzüglich der notwendigen Personalkosten. Es liegen aktuell keine Stellung-
nahmen von den betroffenen Interessengruppen vor, diese können jedoch bei Bedarf angefragt und 
der Vorlage beigefügt werden. Des Weiteren möchte Ratsherr Grimm wissen, ob das Land Nieder-
sachsen die Kommunen zur Einführung einer Verpackungssteuer zwingen kann und wie die Steuer in 
der Universitätsstadt Tübingen erhoben wird sowie auf welcher Bemessungsgrundlage. Stadtrat Rink 
antwortet, dass das Land Niedersachsen den Kommunen nur die Prüfung der Möglichkeit einer Ver-
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packungssteuer vorgeben kann, jedoch nicht eine Einführung. Die Entscheidung darüber liegt allein in 
der Verantwortung der kommunalen Politik. Laut Herrn Prigge plant die Universitätsstadt Tübingen, 
die betroffenen Betriebe vierteljährlich zur Steuererklärung aufzufordern. Als Bemessungsgrundlage 
dient die Menge der herausgegebenen Verpackungen, wobei die Rechtmäßigkeit der Angaben stich-
probenartig geprüft werden soll. Zusätzlich sind auch Prüfungen der Bücher der Betriebe vorgesehen.

Ratsherr Lühmann spricht sich gegen eine Verpackungssteuer aus. Eine solche Steuer würde seiner 
Ansicht nach nur die Kosten für die Gastronomie erhöhen und somit zu höheren Preisen für die End-
verbraucher führen, ohne die Menge an Müll zu reduzieren. Ratsherr Lühmann hält es für sinnvoller, 
die Einhaltung der Vorschriften für Mehrwegsysteme zu kontrollieren, was derzeit in der Hansestadt 
nicht erfolgt.

Ratsfrau Schröder-Ehlers verweist auf die Idee der möglichen neuen Bundesregierung, durch eine 
Reduzierung der Mehrwertsteuer für Gastronomiebetriebe auf 7 % die Preise für Endverbraucher zu 
senken. Zudem fragt Ratsfrau Schröder-Ehlers, ob trotz der Einführung einer Verpackungssteuer die 
auf Bundesebene diskutierten Einsparungen für die Endverbraucher erzielt werden können. Stadtrat 
Rink entgegnet, dass er nicht spekulieren möchte, wie sich die Verpackungssteuer auf die Endver-
braucher auswirken wird.  

Ratsfrau Grunau kritisiert, dass mögliche Veränderungen und neue Regelungen oft zunächst einen 
Aufschrei an Gegenstimmen hervorrufen, teils ohne die Vorteile dieser Maßnahmen zu betrachten. 
Sie führt aus, dass durch die Einführung einer Verpackungssteuer Anreize zur Reduzierung des Ver-
packungsmülls und zum Einsparen von Ressourcen geschaffen werden können, um die Umwelt zu 
schonen. Laut Ratsfrau Grunau müssen die Menschen lediglich die Bereitschaft aufbringen, sich an 
Veränderungen, wie beispielsweise das Verwenden von Mehrwegsystemen, zu gewöhnen.

Ratsherr Grimm fragt, ob die Verpackungssteuer in der Universitätsstadt Tübingen bereits erhoben 
wird und wie es mit dem Thema Verpackungssteuer in Lüneburg weitergeht. Stadtrat Rink führt aus, 
dass die Verpackungssteuer in der Universitätsstadt Tübingen bereits erhoben wird. Ein Ergebnis 
dieser Steuer ist, dass 60 Unternehmen in Tübingen auf Mehrwegsysteme umgestellt haben. Für die 
Verpackungssteuer in Lüneburg schlägt Stadtrat Rink vor, dass so weiterverfahren wird, dass die Mit-
glieder des Wirtschaftsausschusses dem Rat der Hansestadt Lüneburg eine Empfehlung aussprechen 
und im Rat der Hansestadt Lüneburg die Erstellung eines ersten Satzungsentwurfs beschlossen wird. 
Dieser Entwurf kann dann in den Gremien weiter diskutiert und gegebenenfalls angepasst werden.

Beschluss:

Der Ausschuss für Wirtschaft, städtische Beteiligungen und Digitalisierung empfiehlt dem Rat der Han-
sestadt Lüneburg mehrheitlich, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Verwaltung wird beauftragt eine örtliche Verbrauchssteuer auf gastronomische
Einweg Verpackungen zu konzipieren und dem Rat zur Entscheidung vorzulegen.

Abstimmungsergebnis:

   Ja-Stimmen: 5
Nein-Stimmen: 2
  Enthaltungen: 1

zu 11 Anfragen im öffentlichen Teil

Beratungsinhalt:
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- keine -
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